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Nachbarschaftsstreit: Hamenstädt
kämpft gegen Baumschutzsatzung in

Kassel
Ein Kasseler kämpft seit Jahren gegen überhängende

Ebereschen seines Nachbarn, ohne rechtlichen Erfolg – ein
Fall voller Herausforderungen.

Kassel – Im beschaulichen Stadtteil Wehlheiden hat der
83-jährige Rainer Hamenstädt seit Jahren ein Problem mit
überhängigen Ästen. Die großen Ebereschen aus dem
Nachbargarten, die zu den Vereinigten Wohnstätten gehören,
bereiten ihm immense Schwierigkeiten. Besonders im Herbst,
wenn das Laub sich mühelos auf seinem Garagedach stapelt,
sieht sich Hamenstädt gezwungen, regelmäßig zu überprüfen,
ob die Abflüsse noch frei sind. Die Gefahr von überlaufendem
Wasser ist allgegenwärtig.

Doch nicht nur die verstopften Abflüsse sorgen für Sorgenfalten;
auch größere Äste, die bei Unwettern wie im Juni 2023
herabfallen, haben ihm schon kleinere Schäden am Gebäude
beschert. Das Problem hat sich für Hamenstädt sogar so weit
verschärft, dass er glaubt, eine zweite Eberesche unter der Erde
infiltriert seine Garage, was Risse im Mauerwerk hinterlassen
hätte. Trotz seines fortgeschrittenen Alters hat er nicht
aufgegeben und kämpft weiter gegen die mächtige Vegetation,
die ihm das Leben schwer macht.

Rechtliche Auseinandersetzung über
Baumschutz

Hamenstädt’s Bemühungen, die überhängenden Äste



zurückzuschneiden, wurden von den Vereinigten Wohnstätten
kategorisch abgelehnt. Er beschreibt, dass lediglich einige
kleinere Zweige entfernt wurden, während die Hauptäste
weiterhin über sein Grundstück ragen. Nach mehreren
Versuchen, in persönlichen Gesprächen mit den Nachbarn zu
einer Lösung zu kommen, sah sich der Kasseler gezwungen,
rechtliche Schritte zu erwägen. Doch das Gericht riet ihm ab, da
ihm im Falle eines Rechtsstreits erhebliche Kosten in
fünfstelliger Höhe drohten.

„Es fühlt sich an wie eine Art Enteignung“, meint Hamenstädt.
Diese Erklärung verdeutlicht das Gefühl der Machtlosigkeit, das
viele Leute empfinden, wenn sie sich gegen behördliche
Bestimmungen oder Nachbarn und deren Ansprüche zur Wehr
setzen müssen.

Die Rolle der Kasseler Baumschutzsatzung

Ein Kernpunkt in Hamenstädt’s Problem ist die Kasseler
Baumschutzsatzung. Diese Vorschrift legt strikten fest, dass
Baumfällungen und ähnliche Eingriffe von der Stadt genehmigt
werden müssen. Laut dieser Satzung sind Ebereschen mit einem
Stammumfang von über 80 Zentimetern ab einem Meter Höhe
geschützt. Was Hamenstädt als „Selbsthilferecht“ sieht, wird
von den Wohnstätten als Verstoß gegen städtische Vorgaben
betrachtet.

Hamenstädt beruft sich auf ein Urteil des Bundesgerichtshofes
(BGH), das ihm das Recht gäbe, überhängende Äste
selbstständig zu entfernen, solange die Bäume nicht dabei
gefährdet werden. Es bleibt jedoch unklar, ob dieses
Selbsthilferecht den städtischen Regelungen untergeordnet ist.
Rechtsanwalt Jürgen Eichel, Spezialist im Nachbarrecht, betont,
dass solche Satzungen Vorrang vor nachbarlichen Ansprüchen
haben. Dies könnte bedeuten, dass Hamenstädt in seinem
Bestreben, die Bäume zu stutzen, in eine rechtliche Falle
geraten könnte.



Ein Verstoß gegen die Baumschutzsatzung kann nicht nur zu
hohen Geldbußen von bis zu 100.000 Euro führen, sondern auch
zu einem langen und kostspieligen Rechtsstreit, den viele
Nachbarn in der Region meiden wollen.

Auf eine Anfrage hin wollten die Vereinigten Wohnstätten keine
Stellungnahme abgeben, was die Situation für Hamenstädt nicht
einfacher macht. In solchen Konfliktsituationen wird oft
empfohlen, zuerst ein Schiedsamt einzuschalten, bevor man die
Gerichte in Anspruch nimmt. Diese Institutionen versuchen,
vermittelnd tätig zu werden und Lösungen zu finden, die beiden
Parteien gerecht werden.

Gemeinsam Lösungen finden

In Nachbarstreitigkeiten geht es oft um mehr als nur um Bäume
oder Hecken. Es handelt sich oft um das grundlegende
Bedürfnis, den eigenen Raum zu schützen und ein harmonisches
Miteinander zu wahren. Hamenstädt, trotz der Widrigkeiten,
kämpft für sein Recht und zeigt damit die Herausforderungen
auf, mit denen viele Bewohner von dicht besiedelten Gebieten
konfrontiert sind. Es bleibt abzuwarten, ob er einen Weg findet,
um endlich den Frieden auf seinem Grundstück
wiederherzustellen.

Die rechtlichen Auseinandersetzungen zwischen Nachbarn über
Bäume sind kein neues Phänomen in Deutschland. Gerade in
städtischen Gebieten, in denen Wohnraum rar ist, kommt es
häufig zu Konflikten über die Schnittkante von Grundstücken
und die Rechte, die jedem Eigentümer zustehen. Historisch
gesehen haben Nachbarschaftsstreitigkeiten oft eine Vielzahl
von Aspekten umfasst, darunter auch Umweltvorschriften, die
im Laufe der Jahre strenger geworden sind. Während früher das
Nichteinhalten solcher Eigenverantwortungen oft zu
geringfügigen Streitigkeiten führte, können Verstöße heute
ernsthafte rechtliche Konsequenzen nach sich ziehen.

Zusätzlich zu den rechtlichen Aspekten gibt es auch ökologische



Überlegungen, die oft in solche Auseinandersetzungen
einfließen. Der Schutz von Bäumen und Grünanlagen hat in den
letzten Jahrzehnten an Bedeutung gewonnen, da diese Flächen
nicht nur für das persönliche Wohlbefinden, sondern auch für die
Umwelt entscheidend sind. Nachhaltigkeitsinitiativen und
städtische Grünstrategien stehen heute im Vordergrund der
kommunalen Politik, was in vielen Städten zu strengen
Baumschutzsatzungen führt.

Wichtige gesetzliche Rahmenbedingungen

Das deutsche Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) regelt in § 910 das
Selbsthilferecht, welches es Nachbarn unter bestimmten
Umständen erlaubt, überragende Äste zu entfernen, ohne
vorherige Genehmigung, jedoch unter dem Vorbehalt, dass
hierbei die Gesundheit der Bäume nicht gefährdet wird. Dies
stellt einen wichtigen rechtlichen Rahmen dar, allerdings kann
die lokale Baumschutzsatzung zusätzliche Einschränkungen
vorsehen, die unbedingt beachtet werden müssen. Diese
rechtliche Komplexität führt häufig zu Verwirrung und Unklarheit
zwischen den Nachbarn und kann festgefahrene Konflikte
verursachen.

Besonders relevant ist, dass eine Missachtung dieser Satzungen
nicht nur sichtlich schwere finanzielle Strafen nach sich ziehen
kann, sondern auch ein öffentliches Interesse an der Erhaltung
grüner Flächen gefährdet. In städtischen Gebieten wie Kassel ist
dies besonders bedeutend, da der Druck auf Wohnraum und
Grünflächen stetig zunimmt.

Auswirkungen solcher Konflikte auf die
Nachbarschaft

Die Auswirkungen von Nachbarschaftskonflikten, wie sie im Fall
von Rainer Hamenstädt beobachtet werden, sind weitreichend.
Neben der finanziellen und rechtlichen Belastung kann es auch
zu einer Spaltung der Gemeinschaft führen, die über juristische



Auseinandersetzungen hinausgeht. Häufig verschlechtert sich
das nachbarschaftliche Verhältnis, was langfristig auch die
Lebensqualität in einem Viertel beeinträchtigen kann. Es ist
daher ratsam, Konflikte immer zunächst auf der persönlichen
Ebene zu klären. Ein Schiedsamt stellt oft eine sinnvolle erste
Anlaufstelle dar, um eine einvernehmliche Lösung zu finden,
bevor es zu langwierigen und kostspieligen Gerichtsverfahren
kommt.

In der heutigen Zeit ist es wichtig, über solche Konflikte
transparent zu berichten, um betroffenen Parteien eine
informierte Entscheidungsgrundlage zu bieten und um auf die
Einhaltung der bestehenden Regelungen hinzuweisen. Der
Gesetzgeber und die Kommunen spielen ebenfalls eine
entscheidende Rolle dabei, klare Richtlinien aufzustellen, die
sowohl die individuellen Rechte von Eigentümern als auch das
Wohl der Allgemeinheit berücksichtigen.
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